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Einmal im Jahr muss Markus Grübel
eine lästige Pflicht erfüllen. Dann
beantwortet der Parlamentarische

Staatssekretär im Verteidigungsministe -
rium die jährliche Routineanfrage der
 Linken-Fraktion im Bundestag zu den
„rechtsextremen Vorkommnissen in der
Bundeswehr“.

Auf vielen Seiten listen Grübels Beamte
tabellarisch in kleinster Schrift jeden ein-
zelnen Zwischenfall auf. Laufende Num-
mer, Meldedatum, Sachverhalt, disziplina-
rische oder strafrechtliche Maßnahmen,
weiterer Zugang zu Waffen, wurde die
Dienstzeit vorzeitig beendet?

Die letzte Auflistung Grübels für den
Bundestag ist erst wenige Wochen alt. Am
4. April meldet der Staatssekretär 63 „Vor-
kommnisse“ im Jahr 2016. Eine kleine Aus-
wahl:

In einem Fall fuhr ein Soldat mit einer
Reichskriegsflagge auf der Motorhaube an
einer Flüchtlingsunterkunft vorbei und
machte dabei eine eindeutige Geste: Er 
tat so, als würde er sich mit der Hand die
Kehle durchschneiden. „Die Asylbewerber
seien in Panik verfallen.“ Der Mann wurde
vorzeitig aus der Bundeswehr entlassen.

Ein anderer postete bei WhatsApp das
Bild eines farbigen Jungen: „Das ist Matu-
bo, sein Schulweg beträgt täglich 3 Stun-
den. Spende jetzt 5 Euro und wir kaufen
eine Peitsche und garantieren, dass der
faule Nigger es in 8 Minuten schafft.“ Der
Soldat erhielt eine Disziplinarbuße von
500 Euro, und seine Dienstzeit wurde vor-
zeitig beendet.

Ein weiterer stellte die Fotografie eines
Soldaten in seinem Account ein, mit Ma-
schinengewehr im Anschlag: „Das schnells-
te deutsche Asylverfahren, lehnt bis zu
1400 Anträge in der Minute ab!“ Die
Staatsanwaltschaft stellte ein Verfahren
mangels hinreichenden Tatverdachts ein.

Und so geht es in der Auflistung Seite
für Seite weiter. Es ist nicht überliefert,
dass Grübels Chefin, die Verteidigungs -
ministerin, der Liste jemals große Auf-
merksamkeit geschenkt hätte. Mag sein,
dass sich das jetzt ändert. Der nächste Be-

richt wird einen Fall enthalten, der Ursula
von der Leyen in die schwerste Krise ihrer
Amtszeit gestürzt hat.

Seit Oberleutnant Franco A. in der ver-
gangenen Woche unter Terrorverdacht
festgenommen wurde, weil er ein Doppel-
leben als syrischer Flüchtling geführt und
Anschläge geplant haben soll, kämpft die
Ministerin um ihr Amt. Denn der Fall
Franco A. ist der schwerste, aber keines-
wegs der erste Fall von Führungsversagen
in der Bundeswehr. 

Es geht dabei nicht nur um Rechts -
extremismus. Im Januar war bekannt ge-
worden, dass Neulinge in der Kaserne im
baden-württembergischen Pfullendorf re-
gelmäßig gequält und gedemütigt wurden.
Im März wurden bei den Gebirgsjägern 
in Bad Reichenhall Sexmobbing, Volksver-
hetzung und sexuelle Belästigung aufge-
deckt – und nun auch noch der rechtsex-
treme Franco A. 

Seit 2014 lagen Hinweise auf  seine
rechtsextreme Gesinnung vor, doch nie-
mand zog Konsequenzen. Inzwischen stel-
len nicht nur von der Leyens politische
Gegner die Frage, ob der Verteidigungs-
ministerin die Führung der Truppe ent -
glitten ist.

So viel ist sicher: In mehr als drei Jahren
an der Spitze der Bundeswehr ist es ihr
nicht gelungen, eine Führungskultur zu
etablieren, die braune Gesinnung nicht ver-
harmlost. Sie selbst hat das Problem des
Rechtsextremismus in der Bundeswehr jah-
relang unterschätzt. 

Die Reaktion der Ministerin machte die
Sache nicht besser. Anstatt die Missstände
gezielt anzusprechen, nahm sie die ganze
Truppe in Mithaftung. Sie warf ihr pau-
schal ein „Haltungsproblem“ vor. So un-
geschickt hat sich eine Chefin selten von
der eigenen Mannschaft distanziert. 

Es ist ein Muster, das sich durch von der
Leyens politischen Werdegang zieht. Um
die eigene Karriere zu schützen und ihr
Fortkommen zu beschleunigen, lädt die
ehrgeizige CDU-Frau die Schuld gern bei
anderen ab. Ihre Partei hat das schon mehr-
mals zu spüren bekommen. Nun war die
Bundeswehr dran. 

Die Truppe reagierte entsetzt. André
Wüstner, Chef des Bundeswehrverbands,
sprach aus, was viele seiner Kameraden
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Befehlshaberin von der Leyen 
Die ganze Truppe in Mithaftung genommen 

Die Eisprinzessin
Bundeswehr Die Affäre um einen rechtsextremen Offizier
zeigt, dass Teile der Streitkräfte ein Haltungsproblem haben.
Und sie offenbart Führungsschwächen der Ministerin: Die
Distanz der Truppe zu Ursula von der Leyen ist größer denn je.
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denken, aber nicht laut sagen wollen: Nie-
mand könne „nachvollziehen, wie sich
eine Ministerin jetzt sozusagen auf die Tri-
büne verabschiedet und über ihre Mann-
schaft urteilt“. Das sei „unglaublich“. SPD-
Vize Ralf Stegner urteilte: „Wer nach drei
Jahren im Amt über ein breites Führungs-
versagen in der Bundeswehr klagt, der
klagt sich selbst an.“

Angela Merkel hielt es für nötig, der
 bedrängten Ministerin den Rücken zu
 stärken. Sie habe „die volle Unterstützung
der Bundeskanzlerin und der ganzen
 Bundesregierung“, ließ sie ihren Sprecher
Steffen Seibert verbreiten. Mit Ursula von
der Leyen gerät Merkels fähigste Ministe-
rin ins Straucheln, jene Frau, deren Name
an erster Stelle fällt, wenn über Merkels
Nachfolge spekuliert wird.

Kein Wunder, dass Merkel gerade ihr
das schwierigste Ressort anvertraut hat.
Die verkrusteten Strukturen und der Filz
im Rüstungswesen hatten manche ihrer
Vorgänger in Schwierigkeiten gebracht.
Von der Leyen versprach, die Bundeswehr
grundsätzlich zu reformieren. Sie wollte
das Übel ausrotten, an dem die Truppe
seit Langem leidet: dass Missstände nicht
angegangen, sondern systematisch ver-
tuscht werden. 

Genau das ist ihr nicht gelungen. 
Von der Leyen sah sich als Modernisie-

rerin. Sie wollte die Bundeswehr führen
wie die Vorstandschefin ein Großunter -
nehmen. Die Ministerin gibt die Manage-
rin, trifft sich zu „Unternehmer-Gesprä-
chen“, sie liebt den großen Auftritt bei
 internationalen Konferenzen und besuch -
te als erste europäische Verteidigungsmi-
nisterin ihren neuen Kollegen im Penta-
gon.

Doch die Truppe ist nicht einfach ein
Wirtschaftsbetrieb. Wie die katholische
Kirche ist die Bundeswehr eine hierar-
chische, männerdominierte Großorganisa-
tion, in der Täter aus falschem Korpsgeist
zu oft von den Vorgesetzten geschützt wur-
den. Die Affären der vergangenen Wochen
zeigen, dass es bei Vergehen nur eine
Pseudo aufklärung gab, die oft genug damit
en dete, dass der Täter eine zweite Chance
erhielt, während die Opfer gedemütigt
wurden. 

Mit dieser Truppe kann von der Leyen
bis heute wenig anfangen und die Truppe
wenig mit ihr. „Eisprinzessin“ nennen sie
dort die Ministerin. 

Von der Leyen und ihre engsten Mitar-
beiter sind wie Außerirdische über die Bun-
deswehr gekommen. Das hätte auch eine
Chance sein können. Sie hätte den Solda-
ten das Angebot machen können, die Ri-
tuale des Schweigens zu durchbrechen und
eine Kultur der Offenheit einzuführen.
Aber das geschah nicht: Stattdessen inte-
ressierte sie sich für ihren eigenen Auftritt
und nicht für die Nöte der Truppe. Nach
dreieinhalb Jahren im Amt ist die Distanz
zwischen Ministerin und Soldaten so groß
wie noch nie.

Nachdem im Januar die Mobbingfälle
in Pfullendorf bekannt wurden, dauerte

es fast drei Monate, bis Staatssekretär Grü-
bel gegenüber dem Verteidigungsausschuss
des Bundestags einräumte, es gebe nun
 einen „ersten Schritt, sich der komplexen
Aufarbeitung der Fragen zur inneren Lage
der Bundeswehr zu nähern“.

Es las sich wie eine Bankrotterklärung.
Die Ministeriumsspitze gab zu, dass sie
keinen Schimmer hatte, was in der Truppe
los war. Verdachtsvorfälle von Mobbing
ließen sich eben „kaum zuverlässig erfas-
sen“, so der Staatssekretär kleinlaut.

Inzwischen ist der Aufbau einer Daten-
bank „Innere Lage Bundeswehr“ beschlos-
sen, und Generalinspekteur Volker Wieker
hat angekündigt, eine neue „Meldekultur“
zu etablieren. Am 24. April hat eine neue
Stabsstelle Mobbing/Missbrauch ihre Ar-
beit aufgenommen. Viel zu spät hat das
Ministerium die Brisanz der Fälle erkannt.

Die braunen Umtriebe in der Bundes-
wehr hat von der Leyen über Jahre ver-
nachlässigt. Die Ministerin ließ sich bei
sorgfältig inszenierten PR-Auftritten für
ihre „Trendwenden“ feiern, um die brau-
nen Ecken in den Kasernen kümmerte sich

ihr Staatssekretär Gerd Hoofe. Er ackerte
sich durch die heiklen Akten des Militä -
rischen Abschirmdienstes MAD. 

Hoofe ist seiner Ministerin seit ihrer Zeit
in Hannover treu in jedes neue Amt ge-
folgt. Für die „Besonderen Vorkommnisse“
in den als geheim eingestuften MAD-Ak-
ten interessiert er sich vor allem unter
 einem Gesichtspunkt: Haben sie das Zeug,
seiner Chefin gefährlich zu werden? Das
ist die Aufgabe des beamteten Staatssekre-
tärs. Er ist der politische Minenhund der
Ministerin.

Allein die Zahlen hätten Hoofe alar -
mieren müssen. Offenbar hat die Flücht-
lingskrise dafür gesorgt, dass die Zahl der
rechtsextremen Verdachtsfälle drastisch
stieg, um 34 im Jahr 2015, ein Jahr später
schon um 118 . Drei Soldaten wurden vom
Militär-Geheimdienst als eindeutig rechts-
extrem eingestuft.

Am 25. April schrillten schließlich die
Alarmglocken. MAD-Beamte informierten
Hoofe zum ersten Mal über den Fall
Franco A., seine Doppelidentität und die
geplante Festnahme. Für Schadensbegren-
zung war es da schon sehr spät.

Jeden Tag werden nun neue Einzelhei-
ten aus dem Fall bekannt. Die Geschichte
des Franco A. ist so bizarr, dass sie als
 Krimi-Drehbuch unrealistisch erscheinen
würde.

Als der Oberleutnant Anfang Februar
einem alten Bekannten aus der Bundes-
wehr schrieb, hatte er zunächst gute Nach-
richten. Er habe die französische Militär-
schulakademie Saint-Cyr erfolgreich abge-
schlossen, sei nun ein Saint-Cyrien und
damit Mitglied einer auf Erfolg abonnier-
ten Eliteklasse.

Nun aber brauchte er Rat in einer unan-
genehmen Sache. Anfang des Jahres sei
er mit Freunden beim „Ball der Offiziere“
in Wien gewesen, einer opulenten Veran-
staltung in der Hofburg. Danach seien sie
durch die Stadt gezogen, von Bar zu Bar.

Als er sich nun „in einem Gebüsch er-
leichtern“ musste, habe er einen kuriosen
Fund gemacht: eine Pistole. Er habe sie
eingesteckt. Aber weil er so viel getrunken
habe und am folgenden Morgen verkatert
gewesen sei, habe er die Waffe erst am
Flughafen in Wien-Schwechat wieder in
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Bundeswehr-Skandale der vergangenen Jahre
1995
Hamburg
Der verurteilte 
Rechtsterrorist 
Manfred Roeder 
darf an der Ham-
burger Führungs-
akademie einen 
Vortrag halten.

1997
Hammelburg
Die Öffentlichkeit 
erfährt von Schein-
erschießungen und 
Folterspielen, mit 
denen sich Soldaten 
auf einen Bosnien-
Einsatz vorbereitet 
haben sollen.

2004
Coesfeld
Folter-Exzesse in 
der Kaserne werden 
publik, darunter 
das Überstülpen 
schwarzer Kapuzen, 
Stromstöße, Tritte 
und simulierte 
Folter.

2004
Ahlen
Beschwerden 
über Rekruten-
misshandlungen 
werden bekannt.

2006
Zweibrücken
Erniedrigende 
Misshandlungen 
von neu ernannten 
Unteroffizieren 
kommen ans Licht.

2006
Afghanistan
Bilder von 
Schändungen 
menschlicher 
Schädel 
schockieren die 
Öffentlichkeit.

2007
Rendsburg
Ein Video taucht 
auf, in dem ein 
Ausbilder einen 
Rekruten beim 
Schießtraining 
mit rassistischen 
Sprüchen an-
stachelt. 

 
   

 
    

   
  
  
 

  
     
      

     
    
   

    
 

   
 

   
  

  
  

  

 
      

   
  

    
  

     
   
  

    
   
    

  
    

  
 

Die braunen Umtriebe in der
Bundeswehr hat von der Leyen
über Jahre vernachlässigt.



seiner Jackentasche entdeckt. Aus Angst
vor den Flughafenkontrollen habe er sie
dort auf einer Toilette versteckt.

Weil ihn der Fall nicht losgelassen habe,
sei er Wochen später noch einmal zurück-
gekehrt. Die Waffe habe er zwar nicht
mehr gefunden, allerdings sei er plötzlich
von Polizisten umringt gewesen.

Sei diese Geschichte, so wie er sie in ei-
ner schriftlichen Aussage gegenüber den
Ermittlungsbehörden abgegeben habe, in
Ordnung, wollte er wissen?

Der Bekannte, den Franco A. um Rat
gebeten hatte, war vor einiger Zeit noch

Rechtsberater des Streitkräfteamts der Bun-
deswehr. Er las sich die Aussage durch und
hielt sie für die „blumig und mit Liebe zum
Detail dargebotene“, ja „literarische Schil-
derung“ des Soldaten. Nein, antwortete er
dem jungen Mann, die Ermittler würden
diese Geschichte sicher für unglaubwürdig
halten. Er löschte den Schriftverkehr.

Die merkwürdigen Mails gehören zu
den vielen verstörenden Details, die im
Fall Franco A. nun die Ermittler beschäfti-
gen. Wie konnte es passieren, dass seine
rechtsextreme Gesinnung jahrelang ver-
borgen blieb?

Angefangen hatte alles mit jener 196 Sei-
ten langen Abschlussarbeit, die Franco A.
im Dezember 2013 in Saint-Cyr präsentier-
te. Der Bundeswehroffizier war damals
mit anderen deutschen Kameraden zum
Studium an die französische Eliteakademie
abkommandiert.

Statt einer wissenschaftlichen Arbeit
 lieferte A. ein rechtsextremes Pamphlet
ab. Da war von einer „Durchmischung der
Rassen“ die Rede, über Flüchtlinge und
Einwanderer urteilte er: „In diesem Fall
ist das Ziel die Auflösung eines Volkes.“
Im Übrigen habe der Einfluss von Auslän-
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Zimmer in der Bundeswehrkaserne in Illkirch-Graffenstaden: „Radikalnationalistischer, rassistischer Appell“ 

   

  
 

  
   

 
  

 

  
  

  
  

   
  

  
 

  
   

  
  

  
  

  

 
 

 
 

 
 

   
 

  

  
 
 

 
  

   
    

  
  

 
  

 
 

2010
Mittenwald
Erniedrigende Auf-
nahmerituale in der 
Gebirgsjägerkaserne 
werden publik; in der 
Folge werden auch 
aus anderen Kaser-
nen ähnliche Prakti-
ken gemeldet.

2010
Segelschulschiff „Gorch Fock“
Eine Kadettin geht über Bord 
und ertrinkt, ihr Tod löst eine 
Affäre aus, in der Schikanen 
und sexuelle Belästigung an 
Bord beklagt werden. 
Die Ermittlungen werden 2011 
eingestellt. 

2017
Pfullendorf
Soldaten berichten von 
demütigenden Aufnahme-
ritualen und sexuellen 
Belästigungen. Die Staats-
anwaltschaft ermittelt 
wegen Körperverletzung, 
Nötigung und Freiheits-
beraubung.

2017
Bad Reichenhall
Es wird bekannt, dass es bei 
den Gebirgsjägern zu Sex-
mobbing, Volksverhetzung 
und Verstößen gegen das 
Tierschutzgesetz gekommen 
sein soll. Zudem gibt es Er-
mittlungen wegen sexueller 
Belästigung und Nötigung.

2017
Illkirch-Graffenstaden
Bundesverteidigungs-
ministerin von der Leyen 
wirft der Bundeswehr 
nach dem Skandal um 
den rechtsextremen 
Offizier Franco A. ein 
Haltungsproblem und 
Führungsschwäche vor.
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Am Ende der 80-minütigen An-
hörung im Grundig-Turm in
Nürnberg fragte der Anhörer

den vermeintlichen Bürgerkriegsflücht-
ling, ob er noch etwas loswerden wolle.
Ja, sagte der Mann mit der Aufenthalts-
gestattungsnummer J1370341: „Ich
bete für den Aufbau einer neuen Exis-
tenz in Deutschland.“

Sechs Wochen später bekam „David
Benjamin“ eine Anerkennung vom
Bundesamt für Migration und Flücht-
linge (Bamf). Er habe überzeugend
 vorgetragen, dass ihm in der Heimat
ernsthafter Schaden drohe, schrieb 
das Amt. Weder dem Anhörer noch
zwei Dolmetschern noch dem Asyl-
Entscheider war aufgefallen, dass
 „David Benjamin“ kein
 Syrer ist – und seine Ge-
schichte das Märchen eines
rechtsradikalen deutschen
Soldaten namens Franco A. 

Er hatte behauptet,
Christ zu sein und wegen
seines jüdisch klingenden
Namens verfolgt zu wer-
den. Seine Familie habe
französische Wurzeln und
er in Syrien ein französi-
sches Gymnasium besucht.
Das sollte wohl erklären,
warum er fließend Franzö-
sisch sprach, Arabisch aber
höchstens ein paar Bro-
cken. Gleichzeitig erzählte
A., dass er Landwirt war
und mit seinen Eltern bei
Aleppo einen Hof bewirtschaftete.
 Eines Nachts sei dort der „Islamische
Staat“ eingefallen, habe seinen 
Vater erschossen und den Hof zerstört.

Ein Französisch sprechender syri-
scher Bauer jüdischen Namens? Eine
abenteuerliche Geschichte. Doch die
Bamf-Mitarbeiter hakten nicht nach.
„Benjamin“ rauschte durch, als einer
von 696000 Fällen, welche die Behörde
2016 entschied.

Für das Bamf ist dieser Fehler der
größte anzunehmende Unfall. Nach
eineinhalb Jahren Krisenmodus wollte
Amtschefin Jutta Cordt eigentlich bald
verkünden, dass die Behörde den Berg
an Altakten endlich abgetragen habe.
Doch statt der Rückkehr zum Normal-
betrieb erlebt die Behörde einen neuen
Ausnahmezustand. 

Innenminister Thomas de Maizière
(CDU) hat eine Untersuchungsgruppe
eingesetzt. 50 interne Ermittler sollen

alle Fälle prüfen, an denen jene Mitar-
beiter beteiligt waren, die bei Franco
A. versagt haben. Darüber hinaus sol-
len sie nach Fehlern im System suchen,
jeden Stein umdrehen. 2000 Fälle, in
denen Flüchtlinge angeblich aus Syrien
oder Afghanistan stammten, aber wie
„David Benjamin“ keine Papiere vor-
legten, werden stichprobenartig über-
prüft. Noch im Mai will de Maizière
 einen Bericht vorgelegt bekommen.

Dass die Entscheidungen des Bamf
nicht immer zuverlässig sind, ist be-
kannt. Seit Beginn der Flüchtlingskrise
warnten alteingesessene Beamte, der
Zeitdruck und die schnell geschulten
neuen Mitarbeiter könnten Fehlent-
scheidungen begünstigen. 

„Früher oder später musste so etwas
passieren“, sagt Hans-Hermann Schild,
Vorsitzender Richter am Verwaltungs-
gericht Wiesbaden. Die Qualität der
Bamf-Bescheide habe in den vergange-
nen zwei Jahren nachgelassen. In den
Anhörungen würden oft wenige, ober-
flächliche Fragen gestellt. Zum Verfol-
gungsschicksal fänden sich in den Pro-
tokollen häufig nur knappe Absätze.

Interne Kontrolleure des Bamf
schrieben vor einem Jahr über die neu-
en Asyl-Entscheider, oft Mitarbeiter,
die aus anderen Behörden ausgeliehen
wurden: „Haben unterschiedliche,
 häufig sachfremde Ausbildungs- oder
Berufshintergründe; erhalten häufig
verkürzte Schulungen.“ 

Die Bamf-Spitze stockte daraufhin
die Qualitätssicherung auf, eine Emp-
fehlung ignorierte sie aber. Das Amt
ließ die Asylbewerber zunehmend von
einem sogenannten Anhörer befragen.

Das Protokoll bekam ein anderer Mit-
arbeiter vorgelegt, ein Entscheider 
in einem Behördenzentrum. Das sollte
effizienter sein, führt aber dazu, dass
Beamte über Schicksale von Menschen
befinden, die sie nie gesehen haben.
So war es auch im Fall von Franco A.
Sein Anhörer war von der Bundeswehr
ans Bamf ausgeliehen, der Entscheider
saß im fernen Berlin und kam von der
Bundesagentur für Arbeit. 

Zwei Neulinge, eine folgenreiche
Fehlentscheidung. 

Aber auch andere Behörden übersa-
hen, dass Franco A. kein Syrer ist: die
Polizei im hessischen Offenbach, bei
der er sich meldete. Und die Behörden
in Bayern, wohin er geschickt wurde.

Möglicherweise nutzte
er für seine Maskerade so-
gar die Expertise seiner
Kollegen, die in der Flücht-
lingskrise in den Ämtern
ausgeholfen hatten. Jeden-
falls sagte ein Soldat aus
seinem Jägerbataillon
nach A.s Festnahme aus,
dieser habe ihn ausgefragt:
Wie genau die Befragung
bei Asylanträgen ablaufe
und welche Belege Flücht-
linge meist dabeihätten.

Vielleicht hätte jemand
einfach mal mit seinen Mit-
bewohnern im bayerischen
Erding reden sollen. In
 einem Mehrbettzimmer im
zweiten Stock eines Privat-

hauses spielte Franco A. Asylbewerber.
Oft da war er nicht. Lag Post für ihn
im Briefkasten, rief ihn der iranische
Mitbewohner an. Die Syrer Hassan
und Mohamad, seine zwei anderen
Mitbewohner, waren bald genervt vom
angeblichen Landsmann. Winterdienst,
Küchendienst, Klodienst, alles blieb 
an ihnen hängen. „Nicht guter Mann,
nicht Syrer“, sagte Hassan zum Ver-
mieter Fritz Steinberger. Der gab nicht
viel darauf: „In so einer Männerwirt-
schaft wie der Vierer-WG im Oberge-
schoss kommt es doch häufig zu Läste-
reien.“ Er habe „David Benjamin“ nur
einmal angetroffen. „Ich wollte ihn
 wegen des dreckigen Kühlschranks zur
Rede stellen, aber er hat so getan, als
spräche er kein Deutsch.“ 

A. nickte nur eifrig, während der
Vermieter über Putzpläne referierte.

Anna Clauß, Matthias Gebauer,
Wolf Wiedmann-Schmidt

Benjamins Märchen
Asyl Der Fall Franco A. offenbart gravierende Mängel im Bundesamt für Migration und Flüchtlinge.
50 interne Ermittler durchleuchten nun Hunderte Entscheidungen.
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Flüchtlinge bei Registrierung in Berlin: „Nicht guter Mann, nicht Syrer“
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dern schon antike Hochkulturen zu Fall
gebracht. „In Ägypten hat es angefangen,
im hellenischen Griechenland ging es
 weiter, danach in Rom und jetzt, und dies
bereits seit geraumer Zeit, ist der Westen
dran“, schrieb Franco A.

Die französischen Prüfer fackelten nicht
lange. Schon Anfang Januar 2014 hatten
sie ihr Urteil gefällt. Sie bestellten Franco
A. ein und eröffneten ihm, dass er seine
Arbeit nicht in Form einer mündlichen Prü-
fung verteidigen könne. Danach verlasen
sie eine Erklärung, in der dem Text be-
scheinigt wurde, er sei rassistisch und wer-
de nicht angenommen.

Am 8. Januar unterrichtete der Leiter
der Militärakademie, Divisionsgeneral An-
toine Windeck, seine deutschen Ansprech-
partner über „schwere Mängel“ in der Ab-
schlussarbeit. „Wenn es ein französischer
Lehrgangsteilnehmer wäre, würden wir
ihn ablösen“, soll er laut einem entspre-
chenden Vermerk gesagt haben.

Auf deutscher Seite untersuchte ein
 Historiker aus einem bundeswehreigenen
Forschungsinstitut die Arbeit. Sein Urteil
war eindeutig: „Bei dem Text handelt es
sich nach Art und Inhalt nicht um eine wis-
senschaftliche Arbeit, sondern um einen
radikalnationalistischen, rassistischen Ap-
pell“, schrieb Jörg Echternkamp am 18. Ja-
nuar 2014 dem deutschen Vorgesetzten
von Franco A. „Es würde mich interessie-
ren, welche Konsequenzen es hat“, fügte
er noch hinzu.

Es hatte keine. Die deutschen Offiziere
ließen sich von ihrem Elitestudenten be-
quatschen. Alles halb so wild, fand der. Er
sei Monate zuvor an einer weiteren fran-
zösischen Eliteschule – der Sciences Politi-
ques in Paris – Gaststudent gewesen, er-
zählte Franco A. Dort habe man die Atom-
verhandlungen zwischen Iran und der in-
ternationalen Gemeinschaft simuliert. Und
da habe er seine Rolle überzeugend dar-
gestellt. Vielleicht habe er sich einfach zu
sehr in Menschen mit abstrusen Ansichten
hineinversetzt.

Das leuchtete seinen Chefs ein. Der
 Student habe nicht gegen das Soldatenge-
setz verstoßen, in dem gefordert wird, der
Soldat müsse „die freiheitliche demokrati-
sche Grundordnung im Sinne des Grund-
gesetzes anerkennen und durch sein ge-
samtes Verhalten für ihre Erhaltung ein-
treten“.

Allenfalls habe er sich eines „Anscheins-
dienstvergehens“ schuldig gemacht, weil
er „fahrlässig den bösen Anschein einer
solchen Gesinnung gesetzt“ habe. Ein for-
males Disziplinarverfahren wurde nicht
eingeleitet, um Franco A. die Karriere des
Berufssoldaten nicht zu verbauen. Aller-
dings: Er müsse „künftig mehr Sorgfalt be-
züglich seines dienstlichen Verhaltens als
Offizier der Bundeswehr walten lassen“,
ermahnten ihn seine Vorgesetzten.

Das war’s. Bis A. mit seiner
Pistole in Wien auffiel und
bekannt wurde, dass er sich
als Flüchtling aus Syrien hatte
registrieren lassen (siehe Sei-
te 16). Inzwischen ermittelt
 Generalbundesanwalt Peter
Frank gegen ihn, wegen „Vor-
bereitung einer schweren
staatsgefährdenden Straftat“.
A. sitzt in Untersuchungshaft.

Zu den Spuren, denen die
Fahnder nachgehen, gehört
eine „Todesliste“, die Maxi-
milian T. verfasst haben soll,
ein Kamerad des Oberleut-
nants. Ein Blatt Papier mit
 Organisationen und Namen:
Joachim Gauck, die Grüne
Claudia Roth, Thüringens Mi-
nisterpräsident Bodo Rame-
low, der Zentralrat der Juden,
Antifa-Aktivisten.

Außerdem tauchte eine
Art Tagebuch mit Notizen
von A. zu möglichen An-
schlägen in Deutschland auf.
Darin finden sich Hinweise
auf einen Sprengstoffan-
schlag in Frankfurt am Main.
Leute wie Claudia Roth saug-
ten „unser Volk aus, das
müsst ihr bezahlen“. Offenbar wollte A.
seinen Flüchtlingsstatus für einen Anschlag
auf eine Antifa-Gruppe nutzen, um die
Tat dann einem Asylbewerber unterschie-
ben zu können.

Die Ermittler glauben, Franco A. habe
vorgehabt, irgendwann einen Terroran-
schlag zu verüben. „Er ist ein ziemlich in-
telligenter, aber hochgefährlicher Mann“,
sagt einer der Fahnder, „er versteht sich
selbst als Retter und Bewahrer des deut-
schen Volkes und wähnt sich auf einer Mis-
sion.“

Wie weit seine Pläne gediehen waren,
ist unklar. Bei einer Schießübung seiner
Einheit fehlte vor Kurzem Munition –

wahrscheinlich hat A. sie verschwinden
lassen. Bei einer Hausdurchsuchung seines
mutmaßlichen Komplizen Mathias F. je-
denfalls wurden die Ermittler nun fündig:
Über tausend Schuss Munition fanden sie,
für Pistolen des Kalibers 9 Millimeter, für
das Sturmgewehr G36, für ein Maschinen-
gewehr und dazu noch Leucht- und Nebel-
munition.

Daneben entdeckten sie Zünder und wei-
tere Teile von Handgranaten. Zum aller-

größten Teil, das wissen die
Ermittler inzwischen, stamm-
te die Munition aus Bundes-
wehrbeständen. Mathias F.
schob alles seinem Kumpel
Franco A. zu. Der habe ihm
das Material ge geben, sagte
er den Ermittlern.

Vieles deutet darauf hin,
dass sich um den Oberleutnant
eine gefährliche Gruppe gebil-
det hatte. Mit Mathias S., zwei
Kameraden aus seiner Kaser-
ne und einem Bundeswehr -
reservisten aus Wien tauschte
A. in einer Whats App-Gruppe
36000 Nachrichten aus. Neben
Harmlosem tauschten die
Gesprächs partner rassistische
Sprüche, Fotos und Nachrich-
ten mit Wehrmachtbezug aus.

Erhärten sich diese Hinwei-
se, dürfte die Bundesanwalt-
schaft die Ermittlungen auf
den Vorwurf der Bildung ei-
ner terroristischen Vereini-
gung ausdehnen. Vielleicht
stellt sich am Ende aber auch
heraus, dass es sich um einen
Trupp von rechtsradikalen
Spinnern und Wehrmachtfa-
natikern handelt.

Dafür spricht A.s Pistole, die in Wien
gefunden wurde. Das französische Modell
„Unique“ erfreute sich nach dem deut-
schen Einmarsch in Frankreich im Zweiten
Weltkrieg bei Wehrmachtoffizieren und
SS-Führern großer Beliebtheit. Sammler
zahlen dafür hohe Preise.

Der Fall A. ist auch für die Bundeswehr
ungewöhnlich. Dass sich Rechtsextremis-
ten zur Armee hingezogen fühlen, ist es
nicht. „Jahrelang wurden rechtsradikale
Vorfälle in der Bundeswehr herunterge-
spielt“, kritisiert Christine Buchholz, die
verteidigungspolitische Sprecherin der Lin-
ken. Die CDU-Ministerin und ihre sozial-
demokratischen Vorgänger hätten stets
von Einzeltätern gesprochen. „So wurden
mögliche Verstrickungen Einzelner in
Netzwerke und Organisationen der extre-
men Rechten bagatellisiert“, sagt Buch-
holz.

Zuständig für den Umgang mit Extre-
misten in der Armee ist der MAD. Wie
ernst der kleinste Geheimdienst der Bun-
desregierung genommen wird, zeigte sich
2012, als der Bundestag über seine Ab-
schaffung diskutierte.

Am Ende überlebte er, aber viele Stellen
wurden abgebaut. Die Zahl der „Ermittler
in der Fläche“ sollte von 450 auf 280 redu-
ziert werden, heißt es in einem vertrauli-
chen Protokoll des Verteidigungsausschus-
ses vom März 2012.

Zudem veränderten sich die Prioritäten.
Im März 2015 berichtete MAD-Chef Chris-
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Offizier A. 
Pistole in der Toilette 

Wer „Heil Hitler“ ruft, kommt
mit einer Geldbuße 
von 1200 Euro davon. 



Titel

tof Gramm in einer Sitzung des Verteidi-
gungsausschusses, dass „die meisten Maß-
nahmen, die einen hohen Aufwand erfor-
dern, in den letzten Jahren auf den Bereich
des Islamismus entfielen“.

In den Akten des MAD finden sich ak-
tuell 355 Verdachtsfälle, 58 kommen aus
der Islamistenszene, 17 werden dem „Aus-
länderextremismus“ zugeordnet, der gro-
ße Rest von 280 Fällen sind mutmaßliche
Neonazis. Allein in den  ersten vier Mona-
ten 2017 registrierte die Behörde 100 neue
mutmaßliche Rechtsextremisten im Militär.
Spätestens der Anstieg während der
Flüchtlingskrise hätte die Ministerin alar-
mieren müssen.

Ab dem Sommer darf der Abschirm-
dienst schon Bewerber überprüfen, doch
wer einmal bei der Truppe ist, wird vom
MAD nur noch „anlassbezogen“ gecheckt,
sprich: Es muss etwas vorgefallen sein.

Mit schweren Strafen haben die Betrof-
fenen ohnehin nicht zu rechnen. Wer „Heil
Hitler“ ruft, kommt mit einer Geldbuße
von 1200 Euro davon. Nach Angaben des
Verteidigungsministeriums durften mehr
als die Hälfte der auffälligen Soldaten bei
der Bundeswehr bleiben.

Historiker wie Michael Wolffsohn, ein
ehemaliger Professor an der Bundeswehr-
universität in München, warnen seit Jah-
ren, die Streitkräfte seien „für Menschen
mit Gewaltbereitschaft ein ideales Übungs-
feld“.

Die rechte Gesinnung des Offiziersnach-
wuchses an den Universitäten der Bundes-
wehr wurde umfassend 2007 erforscht,
noch vor der Aussetzung der Wehrpflicht.
Die Ergebnisse der Untersuchung waren
allerdings so alarmierend, dass sie vom
Verteidigungsministerium zwei Jahre lang
unter Verschluss gehalten wurden.

13 Prozent der Studenten hätten eine
Nähe zu rechtem Gedankengut, konsta-
tierte das Sozialwissenschaftliche Institut
der Bundeswehr. Und 38 Prozent stimmten
der Forderung zu, Deutschland solle wie-
der von einer starken Elite geführt  werden.

Es bleibt offen, ob sich die Zustände
verbessert haben. Wahrscheinlich ist das
nicht. Seit von der Leyen Verteidigungs-
ministerin sei, werde kaum noch Wert 
auf politische Bildung in der Bundes wehr
gelegt, beklagt Florian Kling vom Darm-
städter Signal, einem Zusammenschluss
„kritischer“ aktiver und ehemaliger
 Bundeswehrangehöriger. „Die Erziehung
zum Staatsbürger, mündig und demokra-
tisch, ist entscheidend für die Zukunft“,
sagt der Hauptmann und Politikwissen -
schaftler.

Wie weit die Streitkräfte von diesem
Ziel entfernt sind, zeigte sich im Januar,
als Missbrauchs- und Mobbingfälle in der
Kaserne Pfullendorf bekannt wurden. Im
Ausbildungszentrum Spezielle Operatio-
nen mussten Soldatinnen und Soldaten ge-

meinsam üben, wie Tamponaden rektal
einzuführen sind oder wie Genitalbereiche
abgetastet werden. Eine Soldatin wurde
gedrängt, an einer Pole-Dance-Stange in
einem Aufenthaltsraum vorzutanzen.

Aus vertraulichen Dokumenten des Mi-
nisteriums geht der üble Ton hervor, der
in der Kaserne herrschte. So wurde über
den weiblichen Leutnant angeblich gesagt:
„Die müsste mal ordentlich durchgevögelt
werden.“ Außerdem soll ihr Gewalt an -
gedroht worden sein, nachdem sie die
 Vorfälle angezeigt hatte: „Früher im
 Fallschirmjägerbataillon 373 hätte man sol-
che Verräter nachts im Keller kalt ge-
macht.“

Die Vorgesetzten vor Ort führten zwar
Gespräche und entsorgten die Tanzstange

und die aufgehängten Slips. Die Vorwürfe
aber nahmen sie offensichtlich nicht ernst.
Erst nachdem sich die Soldatin im Herbst
an die Ministerin wandte, wurden die ver-
antwortlichen Offiziere versetzt. Den Chef
des Ausbildungskommandos in Leipzig, ei-
nen Zwei-Sterne-General, erwischte es im
April, als immer neue Vorwürfe bekannt
wurden.

Schon vor drei Jahren hatte eine Offizie -
rin von frauenfeindlichem Klima, Vertu-
schung und Alkoholmissbrauch in Pfullen-
dorf berichtet, die Ministerin wurde einge -
schaltet. Ein Hauptmann habe sie „regel-
mäßig zur Schnecke gemacht“ und „drang-
saliert“, meldete die Frau. Ein anderer
Hauptmann habe „betrunken das Kompa-
nieantreten“ kommandiert. Bei ihrer Ver-
nehmung sei sie von einem Oberst „stän-
dig lautstark unterbrochen“ worden, ein
Oberstleutnant habe eine andere Verneh-
mung als „Blödsinn“ bezeichnet.

Hatte die Soldatin übertrieben? Die
 höherrangigen Offiziere jedenfalls hielten
zusammen und drehten den Spieß um. Die
Frau habe sich damals im „unteren Leis-
tungsdrittel“ ihres Lehrgangs befunden
und Führungsprobleme im Gefecht gezeigt.

Der angeblich drangsalierende Haupt-
mann hingegen sei ein „vorbildlicher und
leistungsstarker Offizier“. Der andere
Hauptmann habe beim Kompanieantreten
„lediglich Artikulationsschwierigkeiten ge-
habt“. Vom Oberst habe sich die Frau wohl
eher „subjektiv unter Druck gesetzt“ ge-

fühlt. Und die Äußerung „Blödsinn“ sei
„nicht nachweisbar“.

Die Sache verlief im Sande. Eine „sys-
tematische Benachteiligung von Frauen“
habe nicht festgestellt werden können,
heißt es in einem Bericht des Verteidi-
gungsministeriums. 

Inzwischen hat das Thema bei der
 Ministerin Priorität. Wie immer, wenn sie
ihre politische Zukunft gefährdet sieht.
Von der Leyen hat den niedersächsischen
Kriminologen Christian Pfeiffer engagiert.
Der renommierte Wissenschaftler hat be-
reits für die Deutsche Bischofskonferenz
den Missbrauchskandal in der katholischen
Kirche aufzuklären versucht. Nun soll er
in den nächsten zwei Jahren untersuchen,
wie verbreitet sexuelle Übergriffe, Mob-
bing und Gewalt in der deutschen Armee
sind.

Seine Erkenntnisse, schrieb das Minis-
terium in der vergangenen Woche ans Par-
lament, sollen eines Tages sicherstellen,
dass sich Betroffene „unmittelbar an ihre
Vorgesetzten oder Vertrauenspersonen
wenden, wenn sie gravierende Verstöße
bemerken – statt aus falsch verstandener
Kameradschaft oder Angst vor Repressa-
lien aus der Gruppe davon abzusehen“.

Pfeiffer hat keine leichte Aufgabe vor
sich. In seiner „Projektskizze“, die er der
Ministerin geschrieben hatte, wagt er eine
Prognose. Bislang sei „nur die Spitze des
Eisbergs bekannt geworden“. Er be-
schreibt die „Mauern des Schweigens“,
die in Organisationen entstünden, wenn
Anzeigen nicht zum Erfolg führten. Das
wiederum schrecke andere Betroffene ab
anzuzeigen. „Die Bundeswehr befindet
sich möglicherweise in einer derartigen
 Situation.“

Als Erstes will der Kriminologe Inter-
views mit etwa tausend Menschen führen,
die Übergriffe bei der Bundeswehr an -
gezeigt haben, allein 230 Meldungen zu
mutmaßlicher sexueller Gewalt gab es in
den vergangenen beiden Jahren. Pfeiffer
hat verabredet, dass er 500 der Beschwer-
deschreiben, die beim Wehrbeauftragten
 eingegangen sind, einsehen darf. Er selbst
 bekomme „eine Flut an Mails von Be -
troffenen“, seit bekannt sei, dass er das
Forschungsprojekt übernehme, sagt er.

Wenn sein Bericht fertig ist, will Pfeiffer
ein Jahr lang durch die Kasernen touren
und seine Ergebnisse vorstellen. Das wird
auch nötig sein. Viele in der Truppe emp-
finden es als eine generelle Misstrauenser-
klärung ihrer Dienstherrin, dass ein Mann
von außen die Missstände aufklären soll.

Pfeiffer beteuert, dass er nicht gegen die
Armee agiere. „Ich suche das Gute in der
Bundeswehr“, sagt er. „Also Kompanien,
in denen es keine oder kaum Übergriffe
gibt, denn von denen können wir ableiten,
wie es zukünftig auch woanders funktio-
nieren könnte.“
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Solidarität vom Koalitions -
partner kann die Ministerin
nicht erwarten.

Animation: Die drei größten
Probleme der Truppe

spiegel.de/sp192017bundeswehr
oder in der App DER SPIEGEL



Ob der Kriminologe der Ministerin die er-
hoffte politische Entlastung verschaffen wird,
ist fraglich. Es ist Vorwahlzeit. Solidarität
vom Koalitionspartner kann die Ministerin
nicht erwarten, die SPD kritisiert sie scharf.

„Frau von der Leyen muss endlich von
Selbstverteidigung auf Aufklärung um-
schalten“, sagt der SPD-Vorsitzende und
Kanzlerkandidat Martin Schulz. „Die Prin-
zipien der Inneren Führung müssen nicht
nur für die Soldatinnen und Soldaten gel-
ten. Sie müssen auch im Verteidigungs -
ministerium gelebt werden.“

Mit Blick auf die Ministerin und ihre
drei Vorgänger von CDU und CSU sagt
Schulz: „Seit zwölf Jahren missbrauchen
Unions-Verteidigungsminister die Bundes-
wehr als Kulisse für ihre eigenen persön -
lichen Ambitionen. Das haben unsere
 Soldatinnen und Soldaten nicht verdient.“ 

Die Sozialdemokraten spielen mit dem
Gedanken, einen Untersuchungsausschuss
einzurichten. Für sie hätte das den Charme,
die Affäre bis in die heiße Wahlkampf -
phase zu ziehen.

Im Berliner Bendler-Block versuchte die
Ministerin bis Donnerstagabend verzwei-
felt, die Lage unter Kontrolle zu bekom-
men. Zunächst ordnete sie an, dass gegen
den Vorgesetzten von Franco A. und den
Rechtsberater des Streitkräfteamts, die
2014 die rassistische Masterarbeit nicht an
den MAD meldeten, Ermittlungen aufge-
nommen werden.

Aus Sicht des Ministeriums haben sie
gegen Dienstvorschriften verstoßen und
werden wohl schon bald ihre Posten räu-
men müssen. Auch der Chef des Streitkräf-
teamts, Generalmajor Werner Weisenbur-
ger, der die Einstellung der Ermittlungen
endgültig genehmigte, dürfte der Affäre
zum Opfer fallen.

Am Nachmittag dann trat von der Leyen
vor etwa hundert Generälen und zivilen
Führungskräften auf, die sie eilig ins Mi-
nisterium gebeten hatte. Egal wo die
250000 Bundeswehrangehörigen „dienen
oder arbeiten – es ist ein unverzichtbarer
Dienst für unser Land“. Dafür gebühre ih-
nen Dank und Anerkennung. „Ich wünsch-

te“, sagte die Ministerin, „ich hätte diese
Sätze am Wochenende in dem Fünf-Minu-
ten-Interview über den Rechtsextremisten
vorweggesagt. Es tut mir leid, dass ich es
nicht getan habe. Das bedauere ich.“

So etwas hatte bisher noch keiner der
Generäle von der Chefin gehört. Eine Ent-
schuldigung. Allen war damit klar, wie an-
geschlagen die Ministerin inzwischen ist.
Auch dem SPIEGEL gegenüber räumt sie
jetzt ein, dass sie einen Fehler gemacht ha-
ben könnte.

„Die drastisch verschärfte Sicherheits -
lage von der Krim über den IS bis Mali
und die großen Reformen der Legislatur
beim Personal, im Rüstungsbereich, bei
den Finanzen, bei Cyber haben von Tag
eins an viel Kraft und Aufmerksamkeit ge-
kostet“, sagt sie, „heute wünsche ich mir,
wir hätten uns ebenso früh und systema-
tisch um verdeckte rechtsextreme Tenden-
zen gekümmert.“

Maik Baumgärtner, Sven Becker, Jörg Diehl, 
Matthias Gebauer, Konstantin von Hammerstein,
Frank Hornig, Ann-Katrin Müller, Fidelius Schmid
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Soldaten auf dem Truppenübungsplatz Hammelburg: Festnahme während der Einzelkämpferausbildung 


